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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2020 
der AWIGO SERVICE GmbH 

 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 31. Mai 
2021 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 

„Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
An die AWIGO SERVICE GmbH, Georgsmarienhütte 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der AWIGO SERVICE 
GmbH, Georgsmarienhütte, - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der AWIGO SERVICE GmbH, Ge-
orgsmarienhütte, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 

•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 
sentlichen Belangen den deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom- 
VG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
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deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 

HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz(NKomVG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN  
 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum31. 
Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben.  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
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Osnabrück, den 31. Mai 2021 
 

Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
Esmann                                                               Dr. Niemann 
Wirtschaftsprüfer                                          Wirtschaftsprüfer 
 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
 
Osnabrück, 07.10.2021 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Ralf Lauxtermann 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der AWIGO SERVICE GmbH 
hat in ihrer Sitzung am 29.06.2021 die Bilanz des Wirtschafts-
jahres 2020 in Aktiva und Passiva gleichlautend mit 
1.040.682,66 € festgestellt. Das Jahr schließt mit einem Jah-
resfehlbetrag von 11.616,98 € ab. Der Jahresfehlbetrag wird 
auf neue Rechnung vorgetragen. Dem Geschäftsführer Chris-
tian Niehaves wurde für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung 
erteilt.  
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) in der zurzeit geltenden Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2020 hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt der AWIGO SERVICE GmbH für das Jahr 2020 liegen 
vom 16.11. – 24.11.2021 in den Geschäftsräumen der AWIGO 
Abfallwirtschaft Landkreis Osnabrück GmbH, Niedersach-
senstr. 19, 49124 Georgsmarienhütte, während der Ge-
schäftszeiten öffentlich aus. 
 
 
Georgsmarienhütte, 20.10.2021 
 

AWIGO SERVICE GmbH 
Christian Niehaves 

Geschäftsführer 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2020 

der REGOS Recyclinggesellschaft Osnabrücker Land 
mbH & Co. KG 

 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 26. April 
2021 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 

„Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
An die REGOS Recyclinggesellschaft Osnabrücker Land 
mbH & Co. KG, Georgsmarienhütte 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der REGOS Recyclinggesell-
schaft Osnabrücker Land mbH & Co. KG, Georgsmarienhütte, 
- bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den La-
gebericht der REGOS Recyclinggesellschaft Osnabrücker 
Land mbH & Co. KG, Georgsmarienhütte, für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen für Personenhandels-
gesellschaften im Sinne des § 264a HGB geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 
und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom- 
VG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Perso-
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nenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264a HGB gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Be-
langen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-
schen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz(NKomVG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lage-

berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN  
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. 
Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben.  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Osnabrück, den 26. April 2021 
 
 

Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
Esmann                                                                Dr. Niemann 
Wirtschaftsprüfer                                           Wirtschaftsprüfer 
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„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
 
Osnabrück, 06.10.2021 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Ralf Lauxtermann 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der REGOS Recyclinggesell-
schaft Osnabrücker Land mbH & Co. KG hat in ihrer Sitzung 
am 01.07.2021 die Bilanz des Wirtschaftsjahres 2020 in Akti-
va und Passiva gleichlautend mit 1.328.994,59 € festgestellt. 
Das Jahr schließt mit einem Jahresüberschuss von 73.968,04 
€ ab. Der Jahresüberschuss wird in die Gewinnrücklagen ein-
gestellt. Der Komplementärin REGOS Verwaltungsgesell-
schaft mbH, vertreten durch den Geschäftsführer Christian 
Niehaves, wurde für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung er-
teilt.  
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) in der zurzeit geltenden Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2020 hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt der REGOS Recyclinggesellschaft Osnabrücker Land 
mbH & Co. KG für das Jahr 2020 liegen vom 16.11. – 
24.11.2021 in den Geschäftsräumen der AWIGO Abfallwirt-
schaft Landkreis Osnabrück GmbH, Niedersachsenstr. 19, 
49124 Georgsmarienhütte, während der Geschäftszeiten öf-
fentlich aus. 
 
 
Georgsmarienhütte, 20.10.2021 
 
 

Für die REGOS Recyclinggesellschaft  
Osnabrücker Land mbH & Co. KG 

REGOS Verwaltungsgesellschaft mbH 
Christian Niehaves  

Geschäftsführer 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2020 

der REGOS Verwaltungsgesellschaft mbH 
 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 23. April 
2021 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 
 

„Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
An die REGOS Verwaltungsgesellschaft mbH, Georgsmarien-
hütte 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der REGOS Verwaltungsge-
sellschaft mbH, Georgsmarienhütte, - bestehend aus der Bi-
lanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der REGOS 
Verwaltungsgesellschaft mbH, Georgsmarienhütte, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 ge-
prüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom- 
VG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW)festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
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nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 

https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN  
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum31. 
Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben.  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Osnabrück, den 23. April 2021 
 
 

Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
Esmann                                                                Dr. Niemann 
Wirtschaftsprüfer                                           Wirtschaftsprüfer 
 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
 
Osnabrück, 06.10.2021 
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Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Ralf Lauxtermann 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der REGOS Verwaltungsge-
sellschaft mbH hat in ihrer Sitzung am 01.07.2021 die Bilanz 
des Wirtschaftsjahres 2020 in Aktiva und Passiva gleichlau-
tend mit 36.456,25 € festgestellt. Das Jahr schließt mit einem 
Jahresüberschuss von 517,58 € ab. Der Jahresüberschuss 
wird auf neue Rechnung vorgetragen. Dem Geschäftsführer 
Christian Niehaves wurde für das Geschäftsjahr 2020 Entlas-
tung erteilt.  
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) in der zurzeit geltenden Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2020 hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt der REGOS Verwaltungsgesellschaft mbH für das Jahr 
2020 liegen vom 16.11. – 24.11.2021 in den Geschäftsräumen 
der AWIGO Abfallwirtschaft Landkreis Osnabrück GmbH, Nie-
dersachsenstr. 19, 49124 Georgsmarienhütte, während der 
Geschäftszeiten öffentlich aus. 
 
 
Georgsmarienhütte, 20.10.2021 
 
 

REGOS Verwaltungsgesellschaft mbH 
Christian Niehaves  

Geschäftsführer 
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Prüfung  

des Jahresabschlusses 2020 
der AWIGO Logistik GmbH 

 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 23. April 
2021 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 

„Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
An die AWIGO Logistik GmbH, Georgsmarienhütte 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der AWIGO Logistik GmbH, 
Georgsmarienhütte, - bestehend aus der Bilanz zum 31. De-
zember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 so-
wie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der AWIGO Logistik GmbH, Ge-
orgsmarienhütte, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

 
•    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom- 
VG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jah-resab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ord-nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt ha-
ben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
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in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz(NKomVG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN  
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 

Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum31. 
Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben.  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Osnabrück, den 23. April 2021 
 

Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
Esmann                                                                Dr. Niemann 
Wirtschaftsprüfer                                           Wirtschaftsprüfer 
 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
 
Osnabrück, 05.10.2021 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Sonja Göhler 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der AWIGO Logistik GmbH 
hat in ihrer Sitzung am 27.05.2021 die Bilanz des Wirtschafts-
jahres 2020 in Aktiva und Passiva gleichlautend mit 
3.634.655,11 € festgestellt. Das Jahr schließt mit einem Jah-
resüberschuss von 627.339,99 € ab. Hiervon werden 600.000 
€ an die Gesellschafter ausgeschüttet. Der Restbetrag von 
27.339,99 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. Den Ge-
schäftsführern Christian Niehaves und Ralf Zöller wurde für 
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das Geschäftsjahr 2020 Entlastung erteilt.  
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) in der zurzeit geltenden Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2020 hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt der AWIGO Logistik GmbH für das Jahr 2020 liegen vom 
16.11. – 24.11.2021 in den Geschäftsräumen der AWIGO Ab-
fallwirtschaft Landkreis Osnabrück GmbH, Niedersachsenstr. 
19, 49124 Georgsmarienhütte, während der Geschäftszeiten 
öffentlich aus. 
 
 
Georgsmarienhütte, 20.10.2021 
 

AWIGO Logistik GmbH 
Christian Niehaves                                                   Ralf Zöller 
Geschäftsführer                                              Geschäftsführer 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2020 
der AWIGO Recycling GmbH 

 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 28. April 
2021 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 

„Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
An die AWIGO Recycling GmbH, Georgsmarienhütte 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der AWIGO Recycling 
GmbH, Georgsmarienhütte, - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der AWIGO Recycling GmbH, Ge-
orgsmarienhütte, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

•    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom- 
VG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW)festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deut-schen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ord-nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt ha-
ben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
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lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz(NKomVG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen.  
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN  
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. 
Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 

Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben.  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Osnabrück, den 28. April 2021 
 

Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
Esmann                                                                Dr. Niemann 
Wirtschaftsprüfer                                           Wirtschaftsprüfer 
 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
 
Osnabrück, 05.10.2021 
 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Sonja Göhler 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der AWIGO Recycling GmbH 
hat in ihrer Sitzung am 02.06.2021 die Bilanz des Wirtschafts-
jahres 2020 in Aktiva und Passiva gleichlautend mit 
585.947,33 € festgestellt. Das Jahr schließt mit einem Jahres-
überschuss von 15.614,58 € ab. Der Jahresüberschuss wird 
auf neue Rechnung vorgetragen. Den Geschäftsführern 
Christian Niehaves und Janpeter Fip wurde für das Ge-
schäftsjahr 2020 Entlastung erteilt.  
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) in der zurzeit geltenden Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2020 hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt der AWIGO Recycling GmbH für das Jahr 2020 liegen 
vom 16.11. – 24.11.2021 in den Geschäftsräumen der AWIGO 
Abfallwirtschaft Landkreis Osnabrück GmbH, Niedersach-
senstr. 19, 49124 Georgsmarienhütte, während der Ge-
schäftszeiten öffentlich aus. 
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Georgsmarienhütte, 20.10.2021 
 
 

AWIGO Recycling GmbH 
Sascha Leisner                                                    Janpeter Fip 
Geschäftsführer                                               Geschäftsführer 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2020 

der ENOS Entsorgung Osnabrücker Land GmbH 
 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 30. April 
2021 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 

„Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
An die ENOS Entsorgung Osnabrücker Land GmbH, Georgs-
marienhütte 
 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der ENOS Entsorgung Osna-
brücker Land GmbH, Georgsmarienhütte, - bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der ENOS 
Entsorgung Osnabrücker Land GmbH, Georgsmarienhütte, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

 
•    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom- 
VG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW)festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
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langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz(NKomVG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN  
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum31. 
Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben.  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Osnabrück, den 30. April 2021 
 
 

Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
Esmann                                                                Dr. Niemann 
Wirtschaftsprüfer                                           Wirtschaftsprüfer 
 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
 
Osnabrück, 05.10.2021 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Sonja Göhler 
 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der ENOS Entsorgung Osna-
brücker Land GmbH hat in ihrer Sitzung am 15.06.2021 die 
Bilanz des Wirtschaftsjahres 2020 in Aktiva und Passiva 
gleichlautend mit 803.205,14 € festgestellt. Das Jahr schließt 
mit einem Jahresüberschuss von 6.978,94 € ab. Der Jahres-
überschuss wird zum Ausgleich des Verlustvortrages verwen-
det. Es verbleibt ein Verlustvortrag von 20,90 €. Dieser wird 
auf neue Rechnung vorgetragen. Den Geschäftsführern 
Christian Niehaves und Detlef Schnier wurde für das Ge-
schäftsjahr 2020 Entlastung erteilt.  
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) in der zurzeit geltenden Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2020 hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt der ENOS Entsorgung Osnabrücker Land GmbH für das 
Jahr 2020 liegen vom 16.11. – 24.11.2021 in den Geschäfts-
räumen der AWIGO Abfallwirtschaft Landkreis Osnabrück 
GmbH, Niedersachsenstr. 19, 49124 Georgsmarienhütte, 
während der Geschäftszeiten öffentlich aus. 
 
 
Georgsmarienhütte, 20.10.2021 
 

ENOS Entsorgung Osnabrücker Land GmbH 
Christian Niehaves                                            Detlef Schnier 
Geschäftsführer                                               Geschäftsführer 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2020 

der ENERGOS Energiewirtschaft Landkreis Osnabrück 
GmbH (ENERGOS GmbH) 

 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steu-
erberatungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 03. 
Juni 2021 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt:  
 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK  
DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

 
An die ENERGOS Energiewirtschaft Landkreis Osnabrück 
GmbH, Georgsmarienhütte 
 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
 
Wir haben den Jahresabschluss der ENERGOS Energiewirt-
schaft Landkreis Osnabrück GmbH, Georgsmarienhütte, - be-
stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den La-
gebericht der ENERGOS Energiewirtschaft Landkreis Osna-
brück GmbH, Georgsmarienhütte, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und  

•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit§ 317 HGB und§§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom- 
VG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom In-

stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als not  wendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie da  für verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen. 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len we-sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zu  treffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-
möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
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klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der  zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit§ 317 
HGB und§§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i. V m. § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 geprüft. 
 
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen. 
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durch  geführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts" weitergehend beschrieben. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maß nahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben. 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Osnabrück, den 03. Juni 2021 
 

Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
Esmann                                                                 Dr. Niemann 
Wirtschaftsprüfer                                            Wirtschaftsprüfer
            
 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
Osnabrück, 05.10.2021 
 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrückt  

i. A. Sonja Göhler 
 
 
Der Aufsichtsrat der ENERGOS GmbH hat in seiner Sitzung 
am 22.06.2021 die Bilanz des Wirtschaftsjahres 2021 in Akti-
va und Passiva gleichlautend mit 6.912.578,85 € festgestellt. 
Das Jahr schließt mit einem Jahresüberschuss von 0,00 € ab. 
Dem Geschäftsführer Christian Niehaves wurde für das Ge-
schäftsjahr 2020 Entlastung erteilt.  
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) in der zurzeit geltenden Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss des Aufsichtsrates 
über den Jahresabschluss 2021 hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Der Jahresabschluss und der Lagebericht der ENER-
GOS GmbH für das Jahr 2020 liegen vom 16.11. – 24.11.2021 
in den Geschäftsräumen der AWIGO GmbH, Niedersach-
senstr. 19, 49124 Georgsmarienhütte, während der Ge-
schäftszeiten öffentlich aus. 
 
Georgsmarienhütte, 20.10.2021 
 
 

ENERGOS Energiewirtschaft  
Landkreis Osnabrück GmbH 

Christian Niehaves  
Geschäftsführer 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2020 

der BEVOS Beteiligungs- und Vermögensverwaltungsge-
sellschaft mbH Landkreis Osnabrück (BEVOS GmbH) 
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Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Dr. 
Klein, Dr. Mönstermann + Partner, Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Steuerberatungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Da-
tum vom 17. Juni 2021 folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt: 
 
 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
 
Prüfungsurteile 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der BEVOS Beteiligungs- 
und Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH Landkreis Os-
nabrück, Osnabrück, - bestehend aus der Bilanz zum 31. De-
zember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 so-
wie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der BEVOS Beteiligungs- und Ver-
mögensverwaltungsgesellschaft mbH Landkreis Osnabrück, 
Osnabrück, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat.“ 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
„Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom- 
VG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-

forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.“ 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
„Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.“ 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
„Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss so-
wie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
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sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. 
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-
merk/hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks.“ 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
„Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, 
einschließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1 Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen. 
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben. 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet." 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 

Osnabrück, 09.07.2021 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Sonja Göhler 
 
 
Der Aufsichtsrat der BEVOS GmbH hat in seiner Sitzung am 
13. Juli 2021 den Jahresabschluss des Wirtschaftsjahres 
2020 der BEVOS Beteiligungs- und Vermögensverwaltungs-
gesellschaft mbH Landkreis Osnabrück zum 31. Dezember 
2020 mit einer Bilanzsumme von 96.985.767,76 € und einem 
Jahresergebnis von 2.513.064,71 € festgestellt. Dem Ge-
schäftsführer Peter Schone wurde für das Geschäftsjahr 2020 
Entlastung erteilt. 
 
Die Gesellschafterversammlung der BEVOS GmbH hat in ih-
rer Sitzung am 21. September 2021 beschlossen, den Jahres-
überschuss auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
Gemäß §§ 158, 157 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 36 Eigenbetriebsverordnung 
(EigBetrVO) vom 12. Juli 2018 werden der Feststellungsver-
merk und die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung 
und des Aufsichtsrates über den Jahresabschluss 2020 hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der 
Lagebericht der BEVOS GmbH für das Geschäftsjahr 2020 
liegen vom Tage nach der Veröffentlichung für sieben Werkta-
ge bei der BEVOS GmbH, Am Schölerberg 1 (Kreishaus), 
Zimmer 4709, 49082 Osnabrück, während der Geschäftszei-
ten öffentlich aus. 
 
Osnabrück, 01.11.2021 
 
 

BEVOS GmbH 
Peter Schone 

Geschäftsführer 
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1. Nachtragshaushaltssatzung 
der Gemeinde Voltlage  

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der z. Zt. gültigen Fassung hat 
der Rat der Gemeinde Voltlage in seiner Sitzung am 
06.10.2021 folgende Nachtragshaushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2021 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Durch den Nachtragshaushaltsplan werden die bisherigen 
festgesetzten Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und 
Auszahlungen für das Haushaltsjahr 2021 nicht geändert. In 
den Endsummen bleiben die Festsetzungen des Haushalts-
planes 2021 unverändert.  
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der bisher vorgesehenen Kreditaufnah-
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men für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Kreditermächtigung) wird nicht geändert. 
      
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird 
gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 0 € um 
1.336.000 € erhöht und damit auf 1.336.000 € neu festge-
setzt. 
 
 

§ 4 
 
Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genom-
men werden dürfen, wird nicht verändert. 
      
 

§ 5 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden nicht geändert. 
 
 

§ 6 
 
Die Festsetzung bis zu welcher Höhe überplanmäßige Auf-
wendungen und Auszahlungen im Sinne des § 117 Abs. 1 
Satz 2 NKomVG als unerheblich gelten, wird nicht geändert. 
Bei den außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlun-
gen wird der Höchstbetrag nicht geändert.  
 
 
Voltlage, den 06.10.2021 
 

Gemeinde Voltlage 
Der Bürgermeister 

(Siegel)                       Norbert Trame  
 
        
 

Bekanntmachung  
der Nachtragshaushaltssatzung 

 
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde 
Voltlage für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Die gemäß §§ 115, 119 Abs. 4 sowie 120 Abs. 2 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) er-
forderliche aufsichtsbehördliche Genehmigung hat der Land-
kreis Osnabrück, Kommunalaufsicht, 49015 Osnabrück, mit 
Verfügung vom 13.10.2021 erteilt. 
 
Der Nachtragshaushaltsplan 2021 liegt gem. § 114 Abs. 2 
Satz 3 NKomVG in der Zeit vom 16. bis einschließlich 24. No-
vember 2021 während der Dienststunden nach Terminverein-
barung zur Einsichtnahme in der Samtgemeindeverwaltung 
Neuenkirchen, Zimmer 5, Südmerzener Straße 8a, 49586 
Merzen, öffentlich aus. 
  
Voltlage, den 20.10.2021 
 
 

Gemeinde Voltlage 
Der Bürgermeister 

Norbert Trame  
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Bekanntmachung 
der Gemeinde Neuenkirchen 

über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 35  
„Wohngebiet Südlich Haarmeyers Kamp“, Neuenkirchen 
 
 
Der Rat der Gemeinde Neuenkirchen hat in seiner Sitzung 
vom 29. Juni 2021 den Bebauungsplan Nr. 35 „Wohngebiet 
Südlich Haarmeyers Kamp“, bestehend aus der Planzeich-
nung mit den textlichen planungsrechtlichen Festsetzungen 
einschließlich Begründung gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) und allen weiteren Unterlagen als Satzung be-
schlossen. Der Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.   
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 35 „Südlich 
Haarmeyers Kamp“ umfasst eine Größe von ca. 10,7 ha und 
liegt am Südrand der engeren Ortslage Neuenkirchens, bei-
derseits der Mettinger Straße (L70) sowie nördlich und südlich 
der Straße „Im Nihen“ und beiderseits der Vornholtstraße. Die 
Lage ist aus dem beigefügten Kartenausschnitt ersichtlich. 

Kartenausschnitt 1  
Im Parallelverfahren wurde gleichzeitig die 29. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Neuenkirchen 
vorgenommen.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 35 
„Wohngebiet Südlich Haarmeyers Kamp“, gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan mit seiner Begründung und allen weite-
ren Unterlagen können ab sofort während der Dienstzeiten – 
montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, montags bis 
mittwochs von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 
14.00 Uhr bis 17.00 Uhr – in der Außenstelle      „Bauamt“ des 
Verwaltungsgebäudes der Samtgemeinde Neuenkirchen, im 
Feuerwehrhaus in der Von-Galen-Straße 13, 49586 Neuenkir-
chen, eingesehen werden. Außerdem kann jedermann Aus-
kunft über den Inhalt des Bebauungsplanes verlangen. 
 
Der Bebauungsplan besteht aus den nachfolgend aufgeführ-
ten Unterlagen: 

499



-     Bebauungsplan mit zeichnerischen und textlichen Festset- 
zungen 
 

-     Begründung des Bebauungsplanes 
 
-     Umweltbericht 
 
-     Erläuterungsbericht zur Herstellung eines Linksabbieger- 

streifens (L-70) 
 

-     Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
 
-     Fachbeitrag Schallschutz 
 
-     Immissionsschutzgutachten 
 
-     Wassertechnische Voruntersuchung 
 
Auf die Rechtsfolgen des § 214 BauGB wird hingewiesen. Da-
nach werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorganges dann unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres (§ 215 BauGB) seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Neuenkir-
chen unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sach-
verhaltes geltend gemacht worden sind.  
 
Sollten sich aufgrund der Festsetzungen des Bebauungspla-
nes Nr. 35 „Wohngebiet Südlich Haarmeyers Kamp“ Entschä-
digungsansprüche herleiten lassen, wird auf die Vorschriften 
des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die 
fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungsan-
sprüche von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche hingewiesen.  
 
 
Neuenkirchen, den 20.10.2021 
 
      

Hildegard Schwertmann-Nicolay 
Gemeindedirektorin 
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Bekanntmachung 
Bebauungsplan Nr. 280 „Eschweg, Gertkenstraße und 

Ermländer Straße“ der Gemeinde Wallenhorst 
 

hier: Inkrafttreten gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) 

 
 
Der Rat der Gemeinde Wallenhorst hat in seiner Sitzung am 
25.03.2021 den Bebauungsplan Nr. 280 „Eschweg, Gertken-
straße und Ermländer Straße“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB als 
Satzung beschlossen. Mit dieser Bekanntmachung tritt der 
Bebauungsplan Nr. 280 „Eschweg, Gertkenstraße und Erm-
länder Straße“ gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
Das Plangebiet liegt im Ortsteil Rulle und umfasst eine Fläche 
von ca. 3,7 ha. Der Geltungsbereich erstreckt sich von Nord 
nach Süd im Bereich des ´Eschweges´, der ´Gertkenstraße´ 
und der ´Ermländer Straße´. Westlich grenzt die ´Kolpingstra-
ße´ an. Die genaue Lage des Plangebietes kann dem folgen-
den Kartenausschnitt entnommen werden. 

 „Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der  
Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung,     © 2019“ 
 
Der Bebauungsplan Nr. 280 „Eschweg, Gertkenstraße und 
Ermländer Straße“ wird ab sofort mit seiner Begründung und 
den weiteren Bestandteilen gem. § 10 Abs. 3 BauGB im Rat-
haus der Gemeinde Wallenhorst im Fachbereich II „Planen, 
Bauen, Umwelt“, Rathausallee 1, 49134 Wallenhorst, wäh-
rend der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehal-
ten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Der Bebauungsplan besteht aus folgenden Unterlagen: 
 
-     Bebauungsplan mit textlichen Festsetzungen 
 
-     Begründung des Bebauungsplanes inklusive der Be- 

schreibung und Bewertung möglicher Umweltauswirkun-
gen 
 

-     Machbarkeitsstudie Entwässerung 
 
Hinweise: 
1./   Eine Verletzung der in  
•     § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Ver 

fahrens- und Formvorschriften, 
•     § 214 Abs. 2 BauGB bezeichneten Verletzung der Vor- 

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes, 

•     § 214 Abs. 3 Satz 2 bezeichneten Mängel des Abwä- 
gungsvorganges 

     werden nach § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich, wenn sie  
nicht innerhalb von einem Jahr seit der Bekanntmachung 
dieser Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind.  

 
2./  Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie  

Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie 
über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen.  

 
 
49134 Wallenhorst, den 15.11.2021 
                  
 

Gemeinde Wallenhorst 
Der Bürgermeister 

(Siegel)                       Otto Steinkamp 
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256 
Hundesteuersatzung 

der Gemeinde Bippen vom 27.10.2021 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 
17.11.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 10.06.2021 (Nds. GVBl. S. 368) und § 3 
des Niedersächsischen Kommunalabgabegesetzes (NKAG) 
in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309) 
hat der Rat der Gemeinde Bippen in seiner Sitzung am 
27.10.2021 folgende Hundesteuersatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Mo-
nate alten Hunden im Gebiet der Gemeinde Bippen. Wird das 
Alter eines Hundes nicht nachgewiesen, so ist davon auszu-
gehen, dass er älter als drei Monate ist. 
 
 

§ 2 
Steuerpflicht, Haftung 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in  

seinem Haushalt, Betrieb, seiner Institution oder Organi-
sation für Zwecke der persönlichen Lebensführung aufge-
nommen hat. Als Halterin/Halter des Hundes gilt auch, wer 
einen Hund im Interesse einer juristischen Person hält. Als 
Halterin/Halter des Hundes gilt ferner, wer einen Hund in 
Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe 
oder zum Anlernen hält, wenn sie/er nicht nachweisen 
kann, dass der Hund in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits versteuert oder steuerfrei gehalten wird. Die Steu-
erpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwah-
rung oder die Haltung auf Probe oder das Anlernen einen 
Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

 
(2) Alle  nach Abs. 1 aufgenommenen Hunde gelten als von  

ihren Haltern gemeinsam gehalten. Halten mehrere Per-
sonen gemeinsam einen Hund oder mehrere Hunde, so 
sind sie Gesamtschuldner. Ist die Hundehalterin/der Hun-
dehalter nicht zugleich Eigentümerin/Eigentümer des Hun-
des, so haftet neben der Hundehalterin/dem Hundehalter 
die Eigentümerin/der Eigentümer für die Steuer. 

 
 

§ 3 
Steuermaßstab und Steuersätze 

 
(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde  

bemessen. 
 
Sie beträgt jährlich: 
 
a)   für den ersten Hund                                                30,00 € 
b)   für den zweiten Hund                                              54,00 € 
c)   für jeden weiteren Hund                                        102,00 € 
d)   für jeden gefährlichen Hund                                  312,00 € 
 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§§ 4 u. 5)  

werden bei der Berechnung der Anzahl der gehaltenen 
Hunde nicht berücksichtigt. Hunde, für die die Steuer er-
mäßigt wird (§ 5) werden bei der Berechnung der Anzahl 
der Hunde nach Abs. 1 den in voller Höhe steuerpflichti-

gen Hunden als erster Hund und ggf. weitere Hunde vo-
rangestellt. 

 
(3) Gefährliche Hunde im Sinne von Abs. 1 Buchstabe d) sind  

solche Hunde, bei denen nach ihrer besonderen Veranla-
gung, Erziehung und/oder Charaktereigenschaft die er-
höhte Gefahr einer Verletzung von Personen besteht oder 
von denen eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit aus-
gehen kann. Gefährliche Hunde in diesem Sinne sind ins-
besondere auch diejenigen Hunde, die bereits in der Öf-
fentlichkeit durch eine gesteigerte Aggressivität aufgefal-
len sind, insbesondere Menschen oder Tiere gebissen 
oder sonst eine über das natürliche Maß hinausgehende 
Kampfbereitschaft, Angriffslust oder Schärfe gezeigt ha-
ben, soweit die zuständige Behörde die Gefährlichkeit 
nach § 7 Abs. 1 des Niedersächsischen Hundegesetzes 
festgestellt hat. 

 
Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vorschrift sind jedenfalls 
Hunde der Rassen American Staffordshire-Terrier, Stafford-
shire-Bullterrier, Pitbull-Terrier sowie deren Kreuzungen unter-
einander oder mit anderen Hunden. 
 

 
§ 4 

Steuerfreiheit 
 
Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gebiet 
der Gemeinde Bippen aufhalten, ist das Halten derjenigen 
Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nach-
weislich in einer anderen Gemeinde/Stadt innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland versteuern oder dort steuerfrei hal-
ten. 
 
 

§ 5 
Steuerbefreiung, Steuerermäßigung 

 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten  

von 
 
1.   Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen  

und Einrichtungen, deren Unterhaltskosten ganz oder 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden, 
sowie von Hunden, die sonst im öffentlichen Interesse ge-
halten werden; 

 
2.   Diensthunden nach ihrem Dienstende; 
 
3.   Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe hilfloser Personen  

unentbehrlich sind. 
 
(2) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte zu ermäßigen für  

das Halten von einem Hund, der zur Bewachung von Ge-
bäuden benötigt wird, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen. 

 
(3) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten  

Tag des folgenden Kalendermonats an gewährt, in dem 
der Antrag der Gemeinde Bippen zugegangen ist. 

 
(4) Für Hunde, die nach § 3 Abs. 1 Buchst. d) besteuert wer- 

den, wird keine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung 
gewährt. 

 
§ 6 

Zwingersteuer 
 
(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rasse-reine  
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Hunde der gleichen Rasse, darunter eine Hündin im 
zuchtfähigen Alter zu Zuchtzwecken halten, wird die Steu-
er auf Antrag in der Form einer Zwingersteuer erhoben, 
wenn der Zwinger und die Zuchttiere in ein von einer an-
erkannten Hundezuchtvereinigung geführtes Zucht- oder 
Stammbuch eingetragen sind. 

 
(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zucht- 

zwecken gehalten wird, die Hälfte der Steuer nach § 3 
Abs. 1, jedoch nicht mehr als die Steuer für zwei Hunde. 
Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange 
sie sich im Zwinger befinden und nicht älter als sechs Mo-
nate sind. 

 
§ 7 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des auf die  

Aufnahme nach § 2 Abs. 1 folgenden Kalendermonats, in 
dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug einer Hun-
dehalterin/eines Hundehalters in die Gemeinde Bippen 
beginnt die Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf den 
Zuzug folgenden Kalendermonats. Beginnt das Halten ei-
nes Hundes oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag 
ei¬nes Kalendermonats, so beginnt auch die Steuerpflicht 
mit diesem Tag. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in  

dem der Hund abgeschafft wird, abhandenkommt oder 
stirbt oder die Hundehalterin/der Hundehalter wegzieht. 

 
 

§ 8 
Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben;  

Erhebungszeitraum (Steuerjahr) ist das Kalenderjahr, an 
dessen Beginn die Steuerschuld entsteht. Beginnt die 
Steuerpflicht (§ 7 Abs. 1) im Laufe des Kalenderjahres, ist 
Erhebungszeitraum der jeweilige Restteil des Jahres, für 
den die Steuerschuld mit dem Beginn der Steuerpflicht 
entsteht. Endet die Steuerpflicht (§ 7 Abs. 2) im Laufe des 
Erhebungszeitraumes, wird die Jahressteuer anteilig erho-
ben. 

 
(2) Die Steuer wird als Jahresbetrag zum 01.07. jeden Jahres  

fällig. Teilbeträge für den Erhebungszeitraum bei erster 
Heranziehung nach Abs. 1 Satz 2 werden innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides fällig, 
frühestens jedoch zur Jahresfälligkeit nach Abs. 2 Satz 1. 
Endet die Steuerpflicht nach Abs. 1 Satz 3, ist der noch 
verbleibende Teilbetrag für den Erhebungszeitraum inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbeschei-
des fällig. 

 
(3) Auf Antrag kann die Zahlung der Steuer in vierteljährlichen  

Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden 
Jahres festgesetzt werden. In diesem Fall ist bei erstmali-
ger Heranziehung ein nach Abs. 1 Satz 2 festgesetzter 
Teilbetrag innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe 
des Steuerbescheides fällig. 

 
 

§ 9 
Anzeige- und Auskunftspflichten 

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht,  

hat dies binnen einer Woche bei der Gemeinde Bippen 
schriftlich anzuzeigen. Hierbei ist die Rasse des Hundes 

anzugeben. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des 
dritten Monats nach der Geburt als angeschafft. Sofern 
dem Hund ein elektronisches Kennzeichen (Transponder) 
mit einer Kennnummer nach § 4 Abs. 1 NHundG implan-
tiert wurde, ist diese bei der Anmeldung mitzuteilen. So-
fern dem Hund zum Zeitpunkt der Anmeldung noch kein 
elektronisches Kennzeichen (Transponder) implantiert 
wurde, ist die Kennnummer nach der Implantierung unver-
züglich nachzumelden. 

 
(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies binnen einer  

Woche, nachdem der Hund veräußert, sonst abgeschafft 
wurde, abhandengekommen oder gestorben ist, bei der 
Gemeinde Bippen schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch, 
wenn die Hundehalterin/der Hundehalter aus der Gemein-
de Bippen wegzieht. Im Falle der Abgabe an eine andere 
Person sind bei der Abmeldung der Name und die An-
schrift dieser Person anzugeben. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder  

Steuerermäßigung fort, so ist dies binnen einer Woche 
schriftlich bei der Gemeinde Bippen anzuzeigen. 

 
(4) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 auf 

genommen hat, ist verpflichtet, der Gemeinde Bippen die 
zur Feststellung eines für die Besteuerung erheblichen 
Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß 
zu erteilen. Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die 
Beteiligten nicht zum Ziele führt oder keinen Erfolg ver-
spricht, sind auch andere Personen, insbesondere Grund-
stückseigentümer, Mieter oder Pächter verpflichtet, die 
Gemeinde Bippen auf Nachfrage über die auf dem Grund-
stück, im Haushalt, Betrieb, Institution oder Organisation 
gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 3a NKAG i. V. m. § 93 AO). 

 
 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG han-
delt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
 
-     entgegen § 9 Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung nicht  

binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde Bippen 
anzeigt, 

-     entgegen § 9 Abs. 1 die Rasse des Hundes nicht oder  
nicht wahrheitsgemäß angibt, 

-     entgegen § 9 Abs. 1 die Kennnummer des elektronischen  
Kennzeichens (Transponder) nicht mitteilt, 

-     entgegen § 8 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht bin- 
nen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde Bippen an-
zeigt, 

-     entgegen § 9 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für  
eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung nicht binnen 
einer Woche schriftlich bei der Gemeinde Bippen anzeigt, 

-     entgegen § 9 Abs. 4 Auskünfte über gehaltene Hunde  
nicht wahrheitsgemäß erteilt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  

10.000,00 € geahndet werden. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.12.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hundesteuersatzung vom 03.07.2000 in der derzeit geltenden 
Fassung außer Kraft. 
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Bippen, den 27.10.2021 
 

Gemeinde Bippen 
(Siegel)                            Tolsdorf 

Bürgermeister 
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Einladung  
zur Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes  

und zur Anhörung der Beteiligten 
 
 
Im Flurbereinigungsverfahren Löninger Mühlenbach 
West, Landkreis Cloppenburg, habe ich gemäß §59 Flurberei-
nigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16.03.1976 (BGBl. I, S. 546), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 19.12.2008 (BGBl. I, S. 2794), den 
 

Termin zur Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes 
und zur Anhörung der Beteiligten über den 

Flurbereinigungsplan auf 
Dienstag, den 07.12.2021 um 10:00 Uhr im Forum 

Hasetal, Ringstraße 2 in 49624 Löningen 
 
anberaumt, zu dem hiermit alle Beteiligten eingeladen wer-
den. 
 
Beteiligte sind die Eigentümer und die Erbbauberechtigten der 
Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet (Teilnehmer) sowie 
die Inhaber von Rechten an diesen Grundstücken und die 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit ihre Belange 
von der Flurbereinigung betroffen sind (Nebenbeteiligte). 
 
Mit der Einladung erhalten die Teilnehmer Auszüge aus dem 
Flurbereinigungsplan (u.a. Nachweise über Anspruch und Ab-
findung, Karten der neuen Grundstücke).  
 
Der Flurbereinigungsplan mit der Übersichtskarte im Maßstab 
1 : 5.000 liegt in der Zeit vom 15.11. bis 29.11.2021 bei der 
Stadt Löningen, 49624 Löningen, im Bauamt während der je-
weiligen Dienststunden zur Einsichtnahme für alle Beteiligten 
aus. 
 
Die Erläuterung des Flurbereinigungsplanes, d. h. insbeson-
dere der übersandten Auszüge, erfolgt ausschließlich telefo-
nisch durch Vertreter des Amtes für regionale Landesentwick-
lung Weser-Ems bis zum 06.12. 2021. 
 
Widersprüche gegen den bekanntgegebenen Flurbereini-
gungsplan können gemäß § 59 Abs. 2 FlurbG zur Vermei-
dung des Ausschlusses nur im Anhörungstermin am 
07.12. vorgebracht werden. Hierauf wird ausdrücklich 
hingewiesen. 
 
Wenn ein Beteiligter an den o.g. Terminen verhindert ist, kann 
er sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die 
Vollmacht muss spätestens im Anhörungstermin dem Amt für 
regionale Landesentwicklung Weser-Ems vorgelegt werden 
und beglaubigt sein. Beglaubigte Vollmachten können gemäß 
§ 108 FlurbG kostenfrei bei der Stadt Löningen ausgestellt 
werden. 
Erklärungen, die nach dem Anhörungstermin abgegeben wer-
den, können vom Amt für Landentwicklung nur bei unver-
schuldetem Versäumnis berücksichtigt werden (§ 134 Abs. 2 
FlurbG). 
Von den nicht erschienenen Beteiligten und von denen, die 
sich im Anhörungstermin nicht zum Flurbereinigungsplan er-

klären, wird angenommen, dass sie mit dem Inhalt des Flur-
bereinigungsplanes einverstanden sind (§ 134 Abs. 1 FlurbG). 
Als nicht erschienen gelten auch die Beteiligten, die sich 
durch einen nicht ordnungsgemäß bestellten Bevollmächtig-
ten vertreten lassen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die notwendigen Vor-
kehrungen der aktuell geltenden Corona-Verordnung des 
Landes Niedersachsen und eventuell ergänzender Allge-
meinverfügungen des Landkreises Cloppenburg im Ter-
min einzuhalten sind. 
 
Hinweis: Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 
wird diese öffentliche Bekanntmachung auch im Internet unter 
www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Be-
kanntmachungen“ eingestellt. 

 
 

Oldenburg, 10.11.2021 
 

Amt für regionale Landesentwicklung  
Weser - Ems 

 Az : 4.1.2–611-2668 - 0.10  
(Brandt)                                                        
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates der Stadt 

Georgsmarienhütte über den Jahresabschluss  
und die Entlastung des Bürgermeisters  

für das Haushaltsjahr 2018 
 
 
Der Rat der Stadt Georgsmarienhütte hat in seiner Sitzung 
am 14.10.2021 gemäß § 129 Absatz 1 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes den nachstehenden Be-
schluss gefasst: 
 
a)   Der Jahresabschluss 2018 wird beschlossen. 
 
b)   Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2018 die  

Entlastung erteilt. 
 

c)  Der Jahresüberschuss des ordentlichen Ergebnisses in  
Höhe von 6.208.514,48 € wird der Rücklage aus Über-
schüssen des ordentlichen Ergebnisses zugeführt.  

 
Der Jahresüberschuss des außerordentlichen Ergebnisses in 
Höhe von 470.538,78 € wird der Rücklage aus Überschüssen 
des außerordentlichen Ergebnisses zugeführt.  
 
Der Jahresabschluss 2018 sowie der um die Stellungnahme 
der Bürgermeisterin ergänzte Schlussbericht des Rechnungs-
prüfungsamtes liegen in der Zeit vom 16. November 2021 bis 
24. November 2021 im Rathaus der Stadt Georgsmarienhüt-
te, Oeseder Straße 85, Zimmer 157/158, zur Einsichtnahme 
öffentlich aus. 
 
Georgsmarienhütte, 02.11.2021 
 
 

Die Bürgermeisterin 
Bahlo 
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Bekanntmachung 
des Bebauungsplanes Nr. 195 „Wiesentalweg“ 

der Gemeinde Hagen a.T.W., Landkreis Osnabrück 
 
 
Der Rat der Gemeinde Hagen a.T.W. hat in seiner Sitzung am 
15. Juli 2021 den Bebauungsplan Nr. 195 „Wiesentalweg“, be-
stehend aus der Planzeichnung, der Begründung und den 
textlichen Festsetzungen mit örtlichen Bauvorschriften über 
die Gestaltung gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Sat-
zung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich liegt in der Gemeinde Hagen a.T.W. zwi-
schen den Straßen Wiesentalweg und Brückenstraße. Er um-
fasst dort die Flurstücke 58/5, 21/4, 244, 245, 248 und in Tei-
len die Flurstücke 21/9, 22/7, 28/6, 28/8, 28/9 und 28/12, 246 
und 247 der Flur 2 und die Flurstücke 2/15, 2/17, 2/18, 2/19, 
2/20, 2/21, 2/22, 2/23 sowie in Teilen die Flurstücke 3/1 und 
5/2 der Flur 3, Gemarkung Mentrup. Der Geltungsbereich hat 
eine Größe von ca. 0,57 ha. 
 
Die Lage des Plangebietes ist aus der nachstehenden Über-
sichtskarte ersichtlich.  

 
Der Beschluss der Gemeinde Hagen a.T.W. wird hiermit gem. 
§ 10 Abs. 3 S. 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 195 „Wiesentalweg“, bestehend aus 
der Planzeichnung, der Begründung und den textlichen Fest-
setzungen, liegt ab sofort bei der Gemeindeverwaltung Hagen 
a.T.W., Schulstraße 7, 49170 Hagen a.T.W., Zimmer-Nr. 20, 
während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht aus. Je-
dermann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes auch 
Auskunft verlangen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 195 
„Wiesentalweg“ gem. § 10 Abs. 3 S. 4 BauGB in Kraft. 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 215 Abs. 1 BauGB 
eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-vor-
schriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs unbeachtlich werden, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Hagen a.T.W. unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Feh-
ler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.  

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 
4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung von durch 
den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen so-
wie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
Hagen a.T.W., 15.11.2021 
 
                                                                                             

Gemeinde Hagen a.T.W. 
Die Bürgermeisterin 

Möller 
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Bekanntmachung 
der Genehmigung der 37. Änderung des 

Flächennutzungsplanes  
der Gemeinde Hagen a.T.W., Landkreis Osnabrück 

 
 
Die am 15. Juli 2021 vom Rat der Gemeinde Hagen a.T.W. 
beschlossene 37. Änderung des Flächennutzungsplanes ist 
vom Landkreis Osnabrück mit Verfügung vom 15.10.2021 – 
AZ: FD6-80-05479-21 6.3-20-37-2021 gemäß § 6 Baugesetz-
buch (BauGB) genehmigt worden.  
 
Der Geltungsbereich liegt in der Gemeinde Hagen a.T.W. zwi-
schen den Straßen Wiesentalweg und Brückenstraße. Der 
Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 0,546 ha. 
 
Der Geltungsbereich ist der folgenden Übersichtskarte zu ent-
nehmen.  

 
Die genehmigte 37. Änderung des Flächennutzungsplanes 
liegt mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklä-
rung gemäß § 6 BauGB ab sofort bei der Gemeindeverwal-
tung Hagen a.T.W., Schulstraße 7, 49170 Hagen a.T.W., Zim-
mer-Nr. 20, während der Öffnungszeiten zu jedermanns Ein-
sicht aus. Jedermann kann über den Inhalt des Flächennut-
zungsplanes auch Auskunft verlangen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 37. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes gemäß § 6 BauGB wirksam. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 215 Abs. 1 BauGB 
eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-vor-
schriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
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hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs unbeachtlich werden, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Hagen a.T.W. unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Feh-
ler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.  
 
 
Hagen a.T.W., 15.11.2021 
                                                                                             
 

Gemeinde Hagen a.T.W. 
Die Bürgermeisterin 

Möller 
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